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Das Abbaudiktat der Baselbieter Regierung zeigt seine Wirkung: In verschiedenen 
Medienberichten war in den letzten Tagen von den konkreten Auswirkungen der Abbaupläne 
der Universität Basel zu lesen. So sollen beispielsweise in der Philosophisch-Historischen 
Fakultät unter anderem zwei Fächer komplett gestrichen werden und in vier Bereichen die 
ordentliche Professur durch eine Assistenzprofessur ersetzt werden. Auch in den anderen 
Fakultäten zeigt sich ein ähnliches Bild, sofern die konkreten Massnahmen überhaupt 
bekannt sind. Denn die Universität kommuniziert nicht transparent und einheitlich zu ihren 
Vorhaben. Das ist insbesondere für die betroffenen Studierenden, das Personal und die 
Öffentlichkeit ein nicht nachvollziehbares Vorgehen. Zum anderen stellt sich durch die 
bekanntgewordenen Abbauvorhaben die Frage nach der Attraktivität der Universität im 
landesweiten Vergleich. Erste Zahlen zeigen laut der „TagesWoche“ eine Abnahme bei den 
Bachelor-StudentInnen, welche ihr Studium an der Universität Basel anfangen. Auch das ist 
eine bedenkliche Entwicklung.  

Darum bittet der Interpellant die Regierung um die Beantwortung folgender Fragen: 

1. Wie stellt sich der Regierungsrat zur Tatsache, dass die Departemente ihre 
Sparvorschläge bereits seit längerer Zeit vorlegten, die Universität bis jetzt aber noch 
keine transparente und einheitliche Kommunikation zu ebendiesen geschaffen hat? 

2. Setzt sich der Regierungsrat, welcher auch im Universitätsrat vertreten ist, für die 
rasche Schaffung von völliger Transparenz bei den vorgesehen Abbaumassnahmen 
ein? 

3. Was für Möglichkeiten sieht der Regierungsrat, um der Verunsicherung bei den 
Studierenden und dem Personal entgegen zu wirken? 

4. Wie hoch ist die Zahl der Neuimmatrikulationen im Herbstsemester 2018 und wie hat 
sich diese Zahl seit 2014 entwickelt? 

5. Wie sieht der Regierungsrat die Attraktivität der Universität im landesweiten Vergleich 
und die Auswirkungen der Abbaupläne auf diese? 

6. Was tut der Regierungsrat, um weitere Abbaumassnahmen in Zukunft zu verhindern? 

7. Wie garantiert der Regierungsrat, dass die bürgerliche Regierung des Kantons 
Baselland bei der nächsten Leistungsperiode nicht noch weitere Kürzungsvorgaben 
durchdrückt? 
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